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E nde März 2024 wurde bekannt,
dass die Augsburger Stadtwerke

ihre Kundinnen und Kunden über ei-
nemöglicheStilllegungdesGasnetzes
in etwa zehn Jahren informiert hat-
ten. Aus dieser sachlichen Mitteilung
machteneinigeMedienmitSchlagzei-
len wie „Heizschock für Millionen
Deutsche droht“ oder „Erste Groß-
stadt will Gasnetz abschaffen“ umge-
hend ein dramaturgisches Großereig-
nis.
Am selben Tag reagierten die Stadt-

werke Augsburg auf die Medienbe-
richte und erklärten: „Die Gasversor-
gung in Augsburg bleibt im Rahmen
der gesetzlichen Regelungen auch
weiterhin gesichert“ und „Es ist der-
zeit auch kein Rückbau desGasnetzes
geplant“. Sie bezeichneten die Presse-
berichterstattung als teilweise irre-
führend. „Teilweise irreführend“ ist
kein Dementi. Denn es ist etwasWah-
res drananderBerichterstattung.Nur
die Darstellung einer flächendecken
den Gasnetz-Stilllegung war überzo-
gen. InAugsburgund indemzitierten
Schreiben ging es lediglich um einige
wenige Gebiete, in denen Fernwärme
ausgebaut und parallel dazu auf Gas
verzichtetwerdensollte.
Kein neues Ereignis. In einigen Ge-

bieten, die künftigmit Fernwärme er-
schlossen werden, informierten die
Stadtwerke bereits seit Jahren große
Wärmeverbraucher über die geplante
Fernwärmeverfügbarkeit in etwa
zehnJahren.
Nachrichtenwert hatte das eigent-

lich harmlose Schreiben der Augsbur-
ger Stadtwerke nur deshalb, weil im
Bundestagund seinenAusschüssen in
jenen Wochen über das Heizungsge-
setz gestritten wurde. Derweil lief
draußen längst die Transformation
an.
Denn eins steht fest: Was manchen

heute nochundenkbar oder schockie-
rend scheint, wird in wenigen Jahren
normal sein. Augsburg ist nur eine
Stadt von vielen. Schritt für Schritt
werden in dennächsten Jahren vieler-
orts die Gasnetze stillgelegt. Und das
ist kein Untergangsdrama, sondern

ein übliches Modernisierungsverfah-
ren.
Historisch ist das überhaupt nichts

Neues. Die aktuelle „Wärmewende“
verläuft ähnlich wie zum Beispiel die
Elektrifizierung vorüberhundert Jah-
ren. Auch die war ein sehr langwieri-
ger Transformationsprozess. Die erste
elektrische Straßenbeleuchtung
stand 1879 in Berlin. Erst fünf Jahre
später gabesdort das erste öffentliche
Elektrizitätswerk. Fun fact:Daskleine
Pionierunternehmen dahinter, Sie-
mens&Halske,wurdespätereinWelt-
konzern, derbisheute existiert. Als Pi-
onierstadt war Berlin nach etwa vier-
zig Jahren – fast einem halben Jahr-
hundert! – weitgehend elektrifiziert.
Ähnlich„schnell“gingesauchinMün-
chenundDresden.

In Deutschland insgesamt dauerte
es etwa 70 Jahre, bis auch in abgelege-
nen ländlichen Gebieten der Strom
aus der Steckdose kam. In derselben
Weise wie die Petroleum- und Gasla-
ternen fürs Licht imLebenunsererUr-
großeltern ihre Funktion einbüßten,
geht in den nächsten Jahrzehnten
auch das Zeitalter der flächendecken-
denGasnetze für dieWärme von heu-
te zuEnde.Obwohldie öffentlicheDe-
batte noch um Grundsatzfragen
kreist, ist die Realität der Transforma-
tion längst imGange.DieGasnetzstill-
legung läuft bereits. Der politische
Streit der Politik über das – Achtung,
Triggerwort! – Gebäudeenergiegesetz
dreht sich nicht ums Ob, sondern nur
umsWiedieserTransformation.

„Bild“-Schlagzeile
verzerrtGesetzesinhalt

Der Streit um das Gebäudeenergiege-
setz (GEG), „Habecks Heizungsham-
mer“, war einer der größten politi-
schenKonfliktederAmpel-Regierung.
Im Kern besagte das Gesetz, dass jede

Heizung, die ab 2024 neu eingebaut
wird, zu 65 Prozentmit erneuerbaren
Energienbetriebenwerdenmüsse.Be-
stehende Heizungen sollten auch
nach 2024 betrieben werden können,
bis zu 30 Jahre oder bis sie irreparabel
kaputtgehen.
Ein Entwurf des Gesetzes wurde be-

reits in einer Frühphase der Entste-
hung, nämlich Ende Februar 2023, an
die Bild-Zeitung durchgestochen, und
die skandalisierte dessen Inhalt:
„Schon ab 2024! Habeck will Öl- und
Gas-Heizungen verbieten.“ Artikel
und Schlagzeile erweckten den Ein-
druck,Öl- undGasheizungenseienge-
nerell ab 2024 verboten, dabei war
dies – auch imEntwurf – für Bestands-
heizungengarnichtvorgesehen.
Doch anders als der Stadt Augsburg

gelang es der Bundesregierung nicht,
die Debatte schnell und klar einzuhe-
gen. Kommunikationsfehler sorgten
für zusätzliche Verwirrung. Die FDP
nutzte die Boulevardberichterstat-
tung, um den Koalitionsstreit anzu-
heizen. Anstatt Streitigkeiten intern
zu klären, begab sich die Regierungs-
partei FDP ins Lager der Opposition,
auch in Sachen Unsachlichkeit: Ein-
zelne Abgeordnete hantierten sogar
mit dem gänzlich unzutreffenden Be-
griff „Heizungsverbot“.
Für die Opposition war das ein ge-

fundenes Fressen. CDU und CSU er-
schwerten durch Wortwahl und Ver-
einfachungen mit Slogans wie „Ver-
heizt nicht mein Zuhause“ jegliche
sachliche Informationsvermittlung.
Ein Berliner CDU-Bundestagsabgeord-
neter stellte erfolgreich einen Eilan-
trag beim Bundesverfassungsgericht
gegen die Schlussabstimmung über
den kontrovers diskutierten Gesetz-
entwurf.
Der Umfang der finanziellen Förde-

rung war monatelang unklar und
sorgte für Verunsicherung. Bei einem
BürgerdialogräumteWirtschafts-und
EnergieministerHabeckFehlerein.
Am Ende bekam die Sache wirklich

skurrile Züge. Selten habe ich in mei-
ner jahrzehntelangen Forschung er-
lebt, wie systematisch ein Gesetzes-

vorhaben durch gezielte Kampagnen
sabotiert wurde. Ich habe viele politi-
scheDebattenerlebt, aberdiese Inten-
sität der Angstmache war neu. Plötz-
lich wurde aus einem durchaus ver-
nünftigen Regelwerk zur schrittwei-
sen Dekarbonisierung des
Gebäudesektors ein „Heizungsham-
mer“, der angeblich Millionen Deut-
scheindieArmuttreibenwürde.Milli-
onen von Menschen bekamen Angst,
ihre funktionierenden Heizungen
würden über Nacht stillgelegt, ob-
wohl das Gesetz von Anfang an um-
fangreiche Übergangsregelungen vor-
sah.
Das Absurde: Was 2023 noch als

„Heizungshammer“, „Planwirtschaft“
und Bevormundung“ attackiert wur-
de, wurde inzwischen von der Merz-
Regierung unter leicht anderem Eti-
kettweitgehendübernommen.
ImKoalitionsvertrag vonUnionund

SPDstehtzwarnoch: „Wirwerdendas
Heizungsgesetz abschaffen. Das neue
GEG machen wir technologieoffener,
flexibler und einfacher.“ Die Realität
sieht jedoch (Stand bei Drucklegung
diesesBuches)ganzandersaus:Die65-
Prozent-Regel bleibt im Kern beste-
hen. Die gestaffelte Einführung über
die kommunale Wärmeplanung
bleibt ebenfalls erhalten. Die Förde-
rung wird fortgeführt, möglicherwei-
se mit Kürzungen wegen der Haus-
haltslage.
Der angekündigte Paradigmen-

wechsel von „Energieeffizienz“ zu
„Emissionseffizienz“ klingt nach gro-
ßer Veränderung, ist aberweitgehend
kosmetisch. Und die versprochene
„Technologieoffenheit“–daistsiewie-
der! – bedeutet vor allem, dass nun
auch ineffiziente Lösungen wie Was-
serstoffheizungen oder synthetische
Kraftstoffe gleichberechtigt berück-
sichtigtwerden,obwohldiesefünf-bis
sechsmal teurer als Wärmepumpen
sind.
Ganz offensichtlich ging es also die

ganzeZeitgarnichtumSachfragen,es
ging um Machtpolitik und Geschäfts-
modelle. Die berechtigte Kritik an
manchen Detailproblemen des Geset-

Es war der Skandal des Jahres 2024 – oder etwa doch nicht?
In ihrem Buch „Kurzschluss“ entlarvt Autorin Claudia Kemfert

gefährliche Mythen zu klimapolitischen Fragen.
Darunter auch die inszenierte Panik rund um das Heizungsgesetz

Ein Auszug

Das Polittheater
um den „Heizungshammer“

zes – etwa dessen Komplexität oder
die Abstimmung mit der Wärmepla-
nung – spielte dabei nie wirklich eine
Rolle. Es ging und geht umpolitisches
Theater, umWahlkampfrhetorik und
darum, das Gesicht zu wahren. Die
Menschensollenglauben,eshabesich
etwas Grundlegendes geändert, wäh-
rend in der Sache fast alles beimAlten
bleibt, nurdassnunauch teure, ineffi-
ziente Technologien im Namen der
„Offenheit“mitgefördertwerdendür-
fen.
Bei alledem lohnt es sich, noch mal

einen Blick auf einige Details zu wer-
fen: Das Gebäudeenergiegesetz sah
und sieht immer noch vor, dass ab
2024neueingebauteHeizungenzu65
Prozent mit erneuerbaren Energien
betriebenwerdensollen.Diese65-Pro-
zent-Regel und ihre Ausnahmen sind
jedoch vielschichtiger als anfangs
kommuniziert.
Gesetzlich gilt diese Regel zunächst

nur für Neubauten in Neubaugebie-
ten. ImEntwurf genauwie in demam
Ende verabschiedetenGesetz gab und
gibt es fürdenmillionenschwerenGe-
bäudebestand umfangreichen Be-
standsschutz und Übergangsfristen
bis 2028. Heißt: Bestehende Heizun-
gen dürfen weiterlaufen, repariert
und sogar durch Gasheizungen er-
setzt werden, wenn sie nichtmehr zu
reparieren sind. Für eine Übergangs-
frist von fünf Jahren dürfen auch Hei-
zungen eingebaut werden, die nicht
dieVorschriftendesGEGerfüllen.
Spätestens ab Mitte 2028 wird die

Nutzung von mindestens 65 Prozent
erneuerbarer Energie für alle neuen
Heizungen verbindlich, allerdings
erst, wenn die kommunale Wärme-
planung als Voraussetzung abge-
schlossen ist. Auch so stand es vonAn-
fanganimGesetz.2AberderWitz:Der
FDPgelanges,diesenTeildesGesetzes
als ihrenErfolgdarzustellen.
Im frühen Entwurf noch nicht vor-

gesehen, aber im Gesetz verabschie-
detwurde die umfassende Förderung:
Füralle,diealte fossileHeizungenaus-
tauschen,solleseineGrundförderung
von 30 Prozent der Kosten geben. Ei-
nen Geschwindigkeitsbonus können
selbst nutzende Eigentümer erhalten,
die ihre funktionierende fossile Hei-
zungaustauschen.Weitere30Prozent
Förderung hängen vom Einkommen
ab. Maximal sind 70 Prozent Förde-
rungmöglich.
Außerdem wurde eine Beratungs-

pflicht eingeführt: Seit Januar 2024
muss man sich vor dem Einbau einer
neuen Öl-/Gasheizung beraten lassen
hinsichtlich möglicher Auswirkun-
genderkommunalenWärmeplanung
und einer möglichen Unwirtschaft-
lichkeitderAnlage.

Cuibono?DieGasindustrie
profitiert

UmesoffenaufdenPunktzubringen:
Die große Aufregung um den frühen
Gesetzentwurf war eine beispiellose
und orchestrierte Desinformations-
kampagne.Amdeutlichstenprofitiert
davonhatdieGasindustrie.Undes las-
sen sich auch mehrere belegbare Ver-
bindungenzwischenderGasindustrie
und der Desinformationskampagne
zumGEGnachweisen.

Das Heizenmit Gas ist – neben dem
industriellen Verbrauch vonGas – das
größte Geschäftsfeld der Gasindus-
trie: 50 Prozent der Haushalte in
Deutschland heizen noch immer mit
Gas. Entsprechend viel hat die Gasin-
dustrie zu verlieren, wenn das Heizen
mitÖlundGaszügigauslaufensoll.
Eine zentrale Rolle beim Streit über

die Zukunft des Heizens spielen die
vielen lokalen Stadtwerke, die vorOrt
unter anderem für die Energie- und
Wärmeversorgung zuständig sind. Ih-
nengehörenzudemdieGasverteilnet-
ze,dievorallemdieHaushaltemitGas
zum Heizen versorgen. Diese Gasver-
teilnetze bringen den Stadtwerken
bislanggroßeEinnahmen.
Drei große Gasverbände arbeiten

seit Langemintensivdaran,über soge-
nannten „klimaneutralen Wasser-
stoff“ das Geschäft mit dem fossilen
Gas noch so langewiemöglich zu ver-
längern. ImMai 2023 stellten der Bun-
desverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft (BDEW) und der Deutsche
Verband für das Gas- und Wasserfach
(DVGW) ineinerKooperationmitdem
PR-Verband der Gasindustrie Zukunft
Gas den „Transformationsplan Gas“
vor. FürdiedarinenthaltenenSzenari-
en wurden Studien über die zukünfti-
ge Verfügbarkeit und die Kosten von
grünem Wasserstoff genutzt, die in
erster Linie von der Gasindustrie
selbst beauftragt und finanziert wur-
den.
Die Lobbyarbeit fruchtete. Kurz vor

der Einigung über das GEG führte das
Bundeskanzleramt nur mit drei gas-
freundlichen Organisationen Gesprä-
che. Am 2. Juni 2023 tauschte sich
Staatssekretär Jörg Kukies mit dem
Vorstandsvorsitzenden des DVGW
zumGEG aus. Am 5. Juni gab es einen
Austausch zwischen der Präsidentin
und der Hauptgeschäftsführerin des
BDEW und Kanzleramtsminister
Wolfang Schmidt. Und am 9. Juni
tauschten sich der Präsident des Ver-
bands kommunaler Unternehmen e.
V. (VKU), einer Interessenvertretung
der kommunalen Versorgungs- und
Entsorgungswirtschaft, und Staatsse-
kretär Kukies über Gasverteilnetze
und Wasserstoffinfrastruktur aus.
Umweltorganisationen oder Wissen-
schaft,dieeinekritischeHaltungetwa
zum Thema Heizen mit Wasserstoff
einnehmen, wurden im Kanzleramt
dagegengarnichtgehört.
Im Dunkeln liegt bislang, welche

Kontakte es während der Aushand-
lung des Heizungsgesetzes gab und
wer möglicherweise an welchen Pa-
pieren oder Sprechzetteln mitge-
schrieben hat. Wer weiß, was hier ei-
nesTagesnochherauskommt.
In Großbritannien wurde nämlich

bereits imSeptember2023einegeziel-
te Desinformationskampagne der
Gaslobby aufgedeckt. Mindestens
zwei Jahre langhattedie Lobbyorgani-
sation Energy and Utilities Alliance
(EUA), ein Zusammenschluss aus 300
Unternehmen rund um die Gasindus-
trie, eine Marketing-Firma dafür be-
zahlt, gezielt Stimmung gegen Wär-
mepumpen zu machen. Ein an den
Guardian geleaktes Dokument beleg-
te, wie die Fossillobby die Öffentlich-
keit manipulieren wollte. Die Marke-

ting-Kampagne machte in Großbri-
tannien zweiDrittel der negativen Be-
richterstattung über Wärmepumpen
aus.
Kurzfristig profitierte auch die FDP

von der erhitzten Debatte. Sie konnte
ihren Begriff der „Technologieoffen-
heit“etablierenundsichalsRettervor
grüner Bevormundung und als Be-
schützer der Bürger vor der angeblich
planwirtschaftlichen Ökodiktatur in-
szenieren. Den Beipackzettel ihrer
vermeintlich großartigen „Technolo-
gieoffenheit“ unterschlug sie dabei.
Denn die FDP vermied es, den Men-
schen zu erklären, was die verzögerte
Wärmewendefürsiebedeutenwürde.
SieverschwiegdieRisikenundNeben-
wirkungen.
Auf demBeipackzettel steht aber: Es

wirdteuer!DennFakt ist,dassderCO2-
Preis in den nächsten Jahren deutlich
nach oben gehen wird. Im Jahr 2025
liegt derCO2-Preis bei 55EuroproTon-
ne.Ab2027 soll sichderPreis ineinem
Emissionshandel durch Angebot und
Nachfragebilden.DasForschungspro-
jekt Ariadne rechnet für das Jahr 2030
mit einem CO2-Preis von 120 Euro pro
Tonne, das Energiewirtschaftliche In-
stitut an der Uni Kölnmit 151Euro pro
Tonne.
Wer in einem Einfamilienhaus mit

einerWohnfläche von 150 qmwohnt,
muss allein für die Jahre 2024–26 zu-
sätzlich zu den laufenden Heizkosten
mit einer CO2-Steuer von insgesamt
rund760Euro rechnen.Wer sich2024
von seiner Gasheizung verabschiedet
hat, spart in den nächsten 20 Jahren
voraussichtlich15000Euro.
Jede fossile Heizung, die jetzt noch

eingebautwird,wirdalsozumKosten-
grab,undzwar fürdieZeitbis2045.Ab
dann – sowohl europäisches Recht als
auch das deutsche Klimaschutzgesetz
legen dieses Enddatum fest – dürfen
Heizungen, die herkömmliches Erd-
gas oderHeizöl verfeuern, nichtmehr
betrieben werden. Das muss man
sehr, sehr deutlich sagen. Aber davor
drücken sich die sonst so vorlauten
Predigerder„Technologieoffenheit“.

ClaudiaKemfert
„Kurzschluss:Wiewir
unserer Energie-
zukunft verspielen“
Campus Verlag,264
Seiten.26 Euro.
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